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Ausbildungsförderung bei Internatsunterbringung im Rahmen der Eingliederungshilfe 

Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 02.12.2009, Az.: BVerwG 5 C 33.08 

 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

unter Bezugnahme auf die Mitglieder-Info Nr. 89/2009 übersende ich Ihnen nunmehr das 
o. g. Urteil. 

Mit dieser Entscheidung hat das Bundesverwaltungsgericht festgestellt, dass der beklagte 
Landkreis (Amt für Ausbildungsförderung) verpflichtet ist, für die Kosten der Unterbringung 
der Auszubildenden in einem Internat für hörgeschädigte Schülerinnen und Schüler 
Ausbildungsförderung in gesetzlicher Höhe zu gewähren. Nach Auffassung des BVerwG 
steht die auswärtige Unterbringung und Betreuung einer behinderten Auszubildenden in 
einem Internat in einem „unmittelbaren Zusammenhang“ mit der Ausbildung im Sinne des 
§ 14 a Satz 1 Nr. 1 BAFöG, wenn erst diese Unterbringung den Besuch einer der 
Behinderung entsprechenden schulischen Ausbildungsstätte ermöglicht, weil die 
Ausbildungsstätte von der Wohnung der Eltern aus nicht täglich erreichbar ist. 

Die weitere Urteilsbegründung entnehmen Sie bitte der beigefügten Entscheidung. 

Mit freundlichen Grüßen 
gez.: 
Matthias Krömer 
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